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Dynamic Memory Lab

»Nước Đức.  

Vietnamesisch-Deutsche  

Migrationsgeschichte(n)« 
 
Das Dynamic Memory Lab ist das zentrale innovative 

Ausstellungsformat der CPPD. Es begreift Erinnerung-

skultur als lebendigen, wandelbaren Prozess und reagiert 

auf die Dynamik und spezifischen Bedarfe zeitgenös-

sischer Erinnerungskulturen im 21. Jahrhundert.

In variierenden Kooperationen erarbeitet die CPPD mit 

dem Dynamic Memory Lab ein temporäres Ausstel-

lungsmodul, das verschiedene Dimensionen pluraler 

Erinnerungskulturen sichtbar macht. Einem offenen 

Laborcharakter folgend entwickelt das Dynamic Memory 

Lab seine Inhalte explorativ und reagiert als räumliche 

Intervention auf die Dynamik von Erinnerungskulturen.  

Das Projekt ist prozessgeleitet, erweiterbar, veränderbar 

– wie Erinnerung selbst. Es schafft einen Ort der Vermit-

tlung und Anerkennung individueller Geschichten und 

historischer Ereignisse, die im erinnerungspolitischen 

Diskurs oft zu wenig Aufmerksamkeit erhalten. Das modu-

lare Raumsystem wurde von Architekt Jan Bodenstein 

konzipiert und von Produktdesigner Yair Kira gestaltet. 
 
Das Dynamic Memory Lab »Nước Đức« nimmt die vietna- 
mesisch-deutsche Migrationsgeschichte in den Blick und 
geht der Frage nach, wie Geschichte erinnert und erzählt 
– oder auch verdrängt und verschwiegen wird.  

Im Fokus stehen Erinnerungen und Erfahrungen der viet-
deutschen Community, die sich über mehrere Jahrzehnte 
zwischen Flucht und Vertragsarbeit, zwischen Nord- und 
Südvietnam und Ost- und Westdeutschland, zwischen 
Gewaltgeschichte und Selbstermächtigung bewegen und 
überkreuzen. Das Dynamic Memory Lab »Nước Đức« gibt 
Erfahrungen Raum, die selten im Zusammenhang oder 
gegenseitigem Bezug betrachtet werden, obwohl sie eng 
miteinander verwoben sind. Zusammen bilden diese Er-
fahrungen ein erinnerungskulturelles Spannungsfeld,  
 
 

das alle politischen und gesellschaftlichen Himmelsrich-
tungen des Kalten Krieges und der Nachwendezeit umfasst 
– wie ein Kompass, der ideologische Brüche ebenso sicht-
bar macht wie biografische Verflechtungen. 
 
Die Kurator*innen Dan !y Nguyen und Nina Reiprich ver-
sammeln Beiträge von Künstler*innen und Aktivist*innen 
der jungen Generation vietdeutscher Einwanderer*innen, 
die sich multiperspektivisch der vietnamesisch-deutschen 
Migrationsgeschichte zuwenden.  
 
In künstlerischen Auseinandersetzungen, persönlichen  
Texten und Interviewsequenzen spüren die Beteiligten  
den komplexen Erfahrungen der viet-deutschen Com- 
munities nach. Sie legen Widersprüche, Brüche und  
Leerstellen offen. Diese Erfahrungen werden als gegen-
seitiger Bezugsraum erzählt: Als Erinnerungen einer  
pluralen Community – und als Erinnerungen einer pluralen  
Gesellschaft. Es sind keine linearen Erzählungen, sondern 
ein Zusammenspiel unterschiedlicher Perspektiven.  
Dabei stellt das Dynamic Memory Lab »Nước Đức« 
zentrale Fragen: Wer wird gehört? Welche Erinnerungen 
erhalten Raum? Was bleibt im Schatten? Und wie  
kann eine gemeinsame multiperspektivische Geschichte 
erzählt werden?  
 
Kurator*innen wie Künstler*innen laden ein und fordern  
dazu auf, die vietnamesisch-deutsche Migrations- 
geschichte in all ihrer Vielschichtigkeit als Teil unserer  
gemeinsamen deutschen und europäischen Geschichte  
zu verstehen. Das Dynamic Memory Lab »Nước Đức« 
eröffnet dabei einen Raum für neue, vielschichtige  
Formen des gemeinsamen Erinnerns und fordert dazu  
auf, Grenzen in Erinnerungsdiskursen zu hinterfragen  
und vor allem Erinnerung als Funktion unserer Ge-
sellschaft zu stärken.



2 3



4 5

Vorwort   

Nina Reiprich und Dan Thy Nguyen 
Dieses Buch ist das Ergebnis der Arbeit am Dynamic  
Memory Lab »Nước Đức. Vietnamesisch-Deutsche  
Migrationsgeschichte(n)«, das erstmals vor dem 
Volkstheater Rostock realisiert wurde. Das Dynamic 
Memory Lab (DML), gefüllt mit künstlerischen, 
historischen und biografischen Perspektiven, 
dokumentiert, verdichtet und erweitert Erinnerung. 

Ausgangspunkt des Labs ist die Annahme, dass Erin-
nerung weder abstrakt noch statisch ist, sondern sich  
an konkreten Orten entfaltet und fortschreibt – an Orten, 
die mit Geschichten und Erfahrungen aufgeladen sind. 
Erinnerung bildet ein Geflecht aus sozialen, politischen 
und persönlichen Fäden, die sich zu subjektiven Mustern 
und Stoffen verweben. Rostock trägt viele dieser Fäden in 
sich; sie legen sich bis heute über die Stadt und zeichnen 
ein Gefüge, in dem sich Konflikte, Brüche und Fragen der 
deutschen Gegenwart auf besondere Weise konzentrie-
ren. Ein temporärer Raum wie dieses Lab kann nur einzelne 
dieser Fäden aufgreifen – Fragmente sichtbar machen, 
Irritationen auslösen und bestehende Erinnerungsgewebe 
öffnen und erweitern. Das Dynamic Memory Lab und auch 
diese Publikation verstehen sich daher als Einladung zum 
Mit-, Nach- und Weiterdenken. Die deutsch-vietnames-
ische Geschichte ist eine global verflochtene, vielstimmige 
Erzählung. Sie spiegelt die Spannungen des Kalten Krieg-
es ebenso wie die Entwicklung der postmigrantischen  
Gesellschaft in Deutschland – und dies vor dem Hinter- 
grund einer erschreckenden Zunahme globaler National-
ismen.  

Das von Angela Mani gestaltete Logo des DML – eine  
Lotusblüte als Kompass mit verschobenen Himmelsrich- 
tungen – steht sinnbildlich für diese Verflochtenheit:  
Die Nord-Süd-Teilung Vietnams findet ihr Echo in der 
Ost-West-Teilung Deutschlands. Die politischen Ver-
werfungen des Kalten Krieges haben sich in Biografien 
eingeschrieben, in Lebenswege, die von Flucht, Arbeit, 
Solidarität, Verlust und Neuanfängen geprägt sind.  

 
Erinnerung erscheint auch hier nicht als abgeschlossenes 
Kapitel, sondern als dynamischer Prozess, der Neuorien-
tierungen, Widersprüche und Verknüpfungen sichtbar 
macht. Wie viele (post)migrantische Geschichten ist auch 
die vietdeutsche Erzählung in der Mehrheitsgesellschaft 
bislang kaum präsent. Dieses Dynamic Memory Lab 
möchte diese Lücke sichtbar machen. Die Entscheidung,  
das Projekt in Rostock zuerst zu realisieren, verweist be-
wusst auf das Pogrom von Lichtenhagen im Jahr 1992 –  
ein Ereignis, das einen tiefen Einschnitt in der viet-
deutschen Erinnerung markiert.  
 
Es bildet jedoch nicht den alleinigen Fokus, sondern einen 
Teil einer größeren, komplexeren Geschichte, die zwischen 
Flucht und Vertragsarbeit, zwischen den politischen Kul-
turen von Nord- und Südvietnam sowie zwischen Ost- und 
Westdeutschland verläuft. Die Entwicklung des DML war 
für uns auch eine persönliche Auseinandersetzung. 
 
Sie konfrontierte uns mit Fragen nach Gewalt und Schwei-
gen, nach Schuld und Scham, nach Solidarität und Verge-
bung – nach den großen !emen, die sich in individuellen 
Erinnerungen wiederfinden. Gleichzeitig führte sie zu einer 
Reflexion der eigenen biografischen Bezugspunkte, der 
familiären Brüche, der Verwerfungen und Erzählungen,  
die mit Flucht, Krieg und Transformation verbunden sind.  
 
In diesen Spannungen liegt ein wesentliches produktives 
Moment des Projekts. Im Zentrum von »Nước Đức« ste-
hen die Stimmen der vietdeutschen Community. Zeitzeu-
g*innen wie Duy Long Nguyen sowie das Ehepaar !i Kim 
!oa und !oi Trong Ngu machen mit ihren Erzählungen 
erfahrbar, wie politische Systeme in das Private hinein-
wirken und wie Migrationserfahrungen Generationen prä-
gen. Ihre Porträts, fotografiert von Michael Kohls, bilden 
einen wesentlichen Anker des Labs. Gleichzeitig eröffnete 
die Ausstellung mit Beiträgen von Ki Bui, Minh Duc Pham, 
Khanh Nguyen und Nhi Le ein Feld, in dem künstlerische 
und journalistische Ansätze aufeinandertreffen.  

 
Einige Werke wurden eigens entwickelt, andere neu in 
den Kontext eingebettet. Gemeinsam formulieren sie 
eine Ästhetik, die sowohl biografisch als auch politisch 
lesbar wird – eine Ästhetik, die zwischen Erinnerung, Kri-
tik und Zukunftsentwürfen oszilliert und intergeneration-
ale Perspektiven miteinander verbindet. Jan Bodensteins 
architektonische Arbeit, Yair Kiras Ausstellungsdesign 
sowie die Arbeit des Produktionsteams – insbesondere 
von Hannah Blumas und Angela Mani – bilden das Rück-
grat der räumlichen und organisatorischen Umsetzung. 
Das CPPD-Netzwerk mit Johanna Korneli und Jo Frank 
hat dieses Projekt durch Vertrauen und enge Zusam-
menarbeit ermöglicht. 

»Nước Đức« versteht sich als ein offener Erinnerungs-
raum. Er lädt dazu ein, Geschichten zu teilen, Perspek-
tiven zu erweitern und die Verflechtungen deutsch-viet-
namesischer Erinnerungskulturen neu zu denken.  
 
Denn Erinnerung bleibt nur dann lebendig, wenn sie in 
Bewegung bleibt – und wenn sie als kollektive Verant-
wortung verstanden wird.
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Zeitstrahl 
 
31. August 1858  
Beginn der beinahe 100-jährigen Kolonialherrschaft  
Frankreichs über das Gebiet des heutigen Vietnams durch 
den Angriff auf die Hafenstadt Tourane (Đà Nẵng)
 

Juni 1862  
Nach vier Jahren Krieg und Belagerung erzwungene  
Abtretung mehrerer Gebiete an die Kolonialmacht und  
Eroberung wichtiger Städte wie Saigon (Sài Gòn)
 

19. Dezember 1946 bis 1. August 1954  
Erster Indochinakrieg
 

26. April bis 20. Juli 1954  
Genfer Indochinakonferenz 
 
 
21. Juli 1954  
Verkündung des Genfer Indochina-Abkommens

 
1955 bis 1976  
Vietnamkrieg/Amerikanischer Krieg 
 

1973  
Abzug der US-amerikanischen Truppen 
aus Südvietnam 
 

1975  
Zusammenbruch der südvietnamesischen Regierung 
und Fall Saigons 
 

2. Juli 1976  
formelle Wiedervereinigung Vietnams zur 
Sozialistischen Republik Vietnam 

 
1978  
Beginn der Aufnahme Geflüchteter Südvietnames*innen 
in die Bundesrepublik Deutschland im Rahmen humanitärer 
Programme 
 

1980  
Beginn der Anwerbung vietnamesischer Vertrags-
arbeiter*innen durch die DDR
 

22. August 1980  
Brandanschlag auf ein Wohnheim vietnamesischer  
Geflüchteter in Hamburg-Billbrook
 

17. bis 23. September 1991  
Pogrom von Hoyerswerda 

22. bis 26. August 1992  
Pogrom von Rostock Lichtenhagen
 

 

Juni 1997  

Beschluss einer bundesweit einheitlichen Bleiberechts- 
regelung für ehemalige Vertragsarbeiter*innen
 

2011 bis heute  
Aufbau einer strategischen Partnerschaft zwischen 
Deutschland und Vietnam; Abschluss eines Abkommens 
zur gezielten Anwerbung vietnamesischer Fachkräfte und 
Auszubildender, vorrangig in prekären Sektoren wie Pflege, 
Hotelbranche und Gastronomie
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INDOCHINA KRIEG, 

VIETNAMKRIEG, 

WIEDERVEREINIGUNG 

 

Erster Indochina Krieg 

(1946-1954)
 
Im Zuge der globalen Dekolonisationsbewegungen nach 
dem Zweiten Weltkrieg entwickelte sich in der damaligen 
französischen Kolonie „Indochina“ ab den 1940er Jahren 
eine vielschichtige Unabhängigkeitsbewegung. Diese 
wurde angeführt durch die kommunistisch orientierte 
Gruppe der Việt Minh. Die antikoloniale Mobilisierung 
mündete 1946 im Beginn des ersten Indochinakriegs, bei 
dem die vietnamesische Unabhängigkeitsbewegung gegen 
französische Kolonialkräfte kämpfte. 

Mit dem Genfer Indochina-Abkommen am 21. Juli 1954 
wurde der Krieg beendet. Das Abkommen markierte 
zugleich das Ende der französischen Kolonialherrschaft  
in Vietnam und regelte eine vorläufige Teilung des Landes 
entlang des 17. Breitengrades. Im Norden etablierte sich 
unter dem Präsidenten Hồ Chí Minh die sozialistisch- 
kommunistische Demokratische Republik Vietnam, 
während im Süden westlich unterstützte, antikommu-
nistische Kräfte die Kontrolle übernahmen. Dazu zählten 
Gruppierungen, die monarchische Vorstellungen ver-
traten, stark vom Katholizismus geprägt waren oder auch 
autoritär agierten. Die Teilung sollte bis zu gesamtviet-
namesischen Wahlen im Jahr 1956 Bestand haben, doch 
Wahlen fanden nie statt. Stattdessen spitzte sich der 
Konflikt zu und mündete 1955 im zweiten Indochinakrieg, 
international bekannt als „Vietnamkrieg“, in Vietnam selbst 
als „Amerikanischer Krieg“.

 

Von der Dekolonisierung 

zum Vietnamkrieg: 

Teilung, Intervention und 

Wiedervereinigung Vietnams 

(1955-1976) 
 
Der Vietnamkrieg (1955–1976), in Vietnam auch  
„Amerikanischer Krieg“ genannt, wurde zu einem Schlüs-
selkonflikt des Kalten Krieges: Nordvietnam wurde  
militärisch und ideologisch von der Sowjetunion und der 
Volksrepublik China unterstützt, während Südvietnam  
massive militärische und finanzielle Hilfe von den USA 
und ihren Verbündeten erhielt. Interne Spannungen im 
Süden – etwa zwischen katholischen und buddhistischen 
sowie monarchistischen und demokratischen Kräften – 

führten zusätzlich zu politischer Instabilität. Der Krieg war 
durch asymmetrische Kriegsführung geprägt, sowie durch 
Waffen und Waffensysteme wie Napalm und Flammen-
werfern. Eingesetzt wurden ebenfalls Waffen zur Zer-
störung der Anbaufähigkeiten der Landwirtschaft wie das 
berüchtigte Agent Orange, das in die Gegenwart hinein 
noch massive Schäden bei Bevölkerung und Umwelt nach 
sich zieht. Aufgrund ihrer verheerenden Wirkung wurden 
diese Waffen 1980 durch ein Protokoll der Vereinten Na-
tionen eingeschränkt und seit 1983 im Völkerrecht ver-
ankert.  
 
Der Vietnamkrieg forderte Millionen ziviler Opfer und  
rief weltweit Proteste gegen die US-amerikanische  
Intervention hervor. Die US-Intervention erreichte in den 
späten 1960er Jahren ihren Höhepunkt, stieß jedoch auf 
zunehmenden Widerstand in der globalen Öffentlichkeit  
wie auch in der US-amerikanischen Zivilgesellschaft. 
Dieser Widerstand hatte im Westen transformative Aus-
wirkungen: Die Kriegsproteste der 1960er und frühen 
1970er Jahre veränderten die westliche Kultur grund- 
legend, indem sie einen Präzedenzfall für Massenwid-
erstand und jugendgeführten politischen Aktivismus 
schufen, der traditionelle Autoritätsstrukturen heraus-
forderte. Diese Demonstrationen trugen dazu bei, die 
breitere Gegenkulturbewegung zu katalysieren und beein-
flussten alles von Musik und Mode bis hin zu Einstellungen  
gegenüber Regierung, militärischen Interventionen und 
gesellschaftlicher Konformität.  
 
Nach dem schrittweisen Rückzug der US-Truppen (1973) 
und dem Zusammenbruch der südvietnamesischen  
Regierung (1975) erfolgte im Jahr 1976 die formelle  
Wiedervereinigung Vietnams zur Sozialistischen Republik 
Vietnam unter kommunistischer Führung – ein Einschnitt 
mit weitreichenden politischen, gesellschaftlichen und 
erinnerungskulturellen Folgen. Die drei Jahrzehnte  
umfassende Konfliktgeschichte hatte tiefgreifende  
Auswirkungen auf die vietnamesische Gesellschaft,  
das geopolitische Kräfteverhältnis in Südostasien und  
die kollektive Erinnerungskultur – in Vietnam selbst,  
aber auch im Westen, vor allem in den USA.  
 
Der Krieg wurde zum symbolischen Austragungsort  
ideologischer Auseinandersetzungen zwischen  
Dekolonisierung und globaler Hegemonie, Kapitalismus  
und Kommunismus, sozialistischen Ein-Parteien- 
Systemen und Demokratien. 
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Wiedervereinung Vietnams: 

Gründung der Sozialistischen 

Republik Vietnam (1976) 

Mit der Ausrufung der Sozialistischen Republik Vietnam  
am 2. Juli 1976 wurde das ehemals kapitalistisch und 
westlich orientierte Südvietnam vollständig in das  
kommunistische Staats- und Gesellschaftssystem des 
Nordens überführt. Die Regierung in Hanoi setzte eine 
umfassende sozialistische Umstrukturierung durch, u.a. 
durch Kollektivierung der Landwirtschaft, Verstaatlichung 
der Wirtschaft sowie politische Repression gegen  
ehemalige Funktionsträger*innen des südvietname- 
sischen Regimes und gegen kulturelle Ausdrucksformen,  
die als „bourgeois“ oder „reaktionär“ bezeichnet wurden.
 
Dieser Prozess bedeutete nicht nur die politische und 
wirtschaftliche Angleichung des Südens an das  
kommunistische Nordvietnam, sondern auch eine gezielte 
Auslöschung oder Marginalisierung südvietnamesischer 
Identitätsmarker – sichtbar u.a. im Verbot der populären 
nhạc vàng-Musik. Ehemalige Angehörige des südviet- 
namesischen Staatsapparats sowie Intellektuelle wurden 
systematisch in sogenannten „Umerziehungslagern“  
interniert. Die Wiedervereinigung, aus offiziell-staatlicher 
Perspektive als Sieg über Imperialismus und Neokoloni- 
alismus gefeiert, wurde im Süden des Landes vor allem  
als Verlust der kulturellen Eigenständigkeit und als  
Beginn einer repressiven Neuordnung empfunden. 
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GETRENNTE MIGRATION  

UND KONFLIKTE ZWISCHEN  

COMMUNITIES 

Zwischen Flucht 

und Anwerbung 
 
Zehntausende Südvietnames*innen wurden in  
„Umerziehungslager“ interniert und fast 2 Millionen Men-
schen – darunter zahlreiche Intellektuelle, Künstler*innen 
und ehemalige Militärangehörige – flohen nach dem Fall  
Saigons vor der kommunistischen Machtübernahme, viele 
von ihnen über das Südchinesische Meer. Sie wurden 
bekannt als sog. „Boat People“ (Bootsmenschen). 
 
Ab 1978 nahm auch die Bundesrepublik Deutschland  
diese Geflüchteten im Rahmen humanitärer Programme 
auf. Im Unterschied zu anderen Geflüchteten wurden Süd-
vietnames*innen in Westdeutschland explizit als politisch  
Verfolgte des Kommunismus anerkannt – ein Status, der 
sie zugleich zum Symbol antikommunistischer Solidarität 
im Kontext des Kalten Krieges machte. Diese Instrumen-
talisierung vietnamesischer Geflüchteter diente nicht nur 
der Legitimation westlicher Geflüchtetenpolitik, sondern 
auch der ideologischen Abgrenzung gegenüber dem 
sozialistischen Osten. Neben umfangreicher staatlicher  
Unterstützung erlebten Südvietnames*innen im Westen 
gleichzeitig kulturelle Bevormundung und eine paternal-
istische Integrationspolitik. Innerhalb der Communities 
entwickelten sich politische Exilstrukturen, verbunden mit 
einem antikommunistischen Selbst- 
verständnis.
 
Ganz anders verlief die Migration in die DDR: Ab 1980 
wurden im Rahmen bilateraler Abkommen gezielt viet- 
namesische Vertragsarbeiter*innen – meist aus dem  
Norden Vietnams – für befristete Arbeitseinsätze  
angeworben. Ihr Aufenthalt war in der Regel auf vier bis 
fünf Jahre begrenzt und schloss sowohl Familiennachzug 
als auch eine dauerhafte Aufenthaltsperspektive oder  
gesellschaftliche Teilhabe aus. Ihr Alltag war geprägt  
von ökonomischer Ausbeutung, niedrigen Löhnen,  
begrenztem Zugang zu Bildung oder Sprachkursen sowie 
starker sozialer Kontrolle durch vietnamesische und ost-
deutsche Behörden.  
 
Schwangere Frauen wurden oftmals sofort nach Vietnam 
zurückgeschickt oder gar zu Schwangerschafts- 
abbrüchen gezwungen. In Wohnheimen isoliert unter- 
gebracht, wurde ein gesellschaftliches Zusammenleben  
mit der ostdeutschen Bevölkerung systematisch unter- 
bunden – sowohl durch offizielle Vorschriften als auch 
subtile Ausgrenzung. 
 
 
 

Brüche zwischen viet- 

ostdeutschen und viet- 

westdeutschen Communities 
 
Zwischen den vietnamesischen Communities in Ost- und 
Westdeutschland entwickelten sich nach 1975 tiefgreif-
ende politische und soziale Spannungen. In Westdeutsch-
land lebten vor allem Geflüchtete aus Südvietnam, die 
als politisch Verfolgte des Kommunismus aufgenommen 
wurden und häufig ein stark antikommunistisches Selb-
stverständnis pflegten. Ihre Aufnahme diente zugleich 
außenpolitischen und ideologischen Zwecken: 
Die Bundesrepublik stellte sich mit der Aufnahme der 
„Boat People“ als moralische Gegenfigur zum Osten dar.

In der DDR hingegen wurden Vertragsarbeiter*innen aus 
Nordvietnam im Rahmen bilateraler Abkommen ange- 
worben. Ihr Aufenthalt war eng an das sozialistische  
System gekoppelt, das sie vor allem als funktionale Arbeits- 
kräfte betrachtete – nicht jedoch als gleichberechtigte 
Mitglieder*innen der Gesellschaft, trotz des propagierten 
internationalen Solidarismus. Bis heute sind Spuren dieser 
getrennten Lebenswelten sichtbar: Während nationalis-
tisch geprägte Gruppen in Westdeutschland – von  
traumatischen Erfahrung von Flucht und Krieg geprägt – 
der Community in Ostdeutschland Nähe zu einem  
„Unrechtsregime“ oder sogar Mitverantwortung für  
die politische Gewalt in den Kriegen vorwerfen, kritisie-
ren Stimmen aus der viet-ostdeutschen Community eine 
als überangepasst wahrgenommene Assimilation und 
Distanz zur eigenen Herkunft innerhalb der viet-west-
deutschen Community. 
 
Ob diese Konflikte in der zweiten Generation noch eine 
Rolle spielen, ist nicht eindeutig zu beantworten. Auch 
heute bestehen Unterschiede – weniger in Form offener 
Konfrontation, sondern als gegenseitiges Nichtwissen. 
Die jeweiligen Lebensrealitäten, Sozialisierungen und 
politischen Prägungen werden oft nicht geteilt, was die 
Möglichkeiten für Austausch und gemeinsame Erinnerung 
begrenzt.
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RECHTSEXTREME UND  

RASSISTISCHE GEWALT

 

Rechtsextreme Radikalisierung 

und Terror in der BRD (1980er) 
 
Seit den 1960er Jahren entwickelte sich in der BRD ein 
zunehmend militant auftretender Rechtsextremismus. 
Parteien wie die NPD profitierten zunächst von politischen 
Umbrüchen, verloren jedoch an Einfluss, als sich die 
Unionsparteien in den 1970ern nach rechts öffneten.  
 
Gleichzeitig radikalisierten sich Teile der extremen Rechten: 
Neonazistische Gruppen wie die „Deutschen Aktions- 
gruppen“ formierten sich, propagierten Gewalt und begannen 
gezielt Anschläge auf Migrant*innen.  
 
Der gesellschaftliche Wandel der 1980er Jahre in der  
BRD – geprägt durch Globalisierung, zunehmende soziale 
Unsicherheit und migrationspolitische Debatten –  
befeuerte erneut rassistische Mobilisierungen. Vor diesem  
Hintergrund verübten Mitglieder der „Deutschen Aktions- 
gruppen“ am 22. August 1980 einen Brandanschlag auf 
ein Wohnheim vietnamesischer Geflüchteter in Hamburg- 
Billbrook. Nguyễn Ngọc Châu und Đỗ Anh Lân starben 
– der Anschlag gilt heute als einer der ersten rassistisch 
motivierten Morde der BRD. 
 
 

Rechtsextreme Anschläge  

und Pogrome (1990er) 
 
Die Umbrüche der deutschen Wiedervereinigung  
führten zu steigender rechtsextremer Gewalt in  
Ost- und Westdeutschland, die sich vor allem gegen  
Geflüchtete, ehemalige Vertragsarbeiter*innen und  
Minderheiten richtete. Zwischen 1991 und 1993 ereigneten 
sich Dutzende Mord- und Brandanschläge sowie kollektive 
Pogrome organisierter Neonazigruppen, die mit breiter 
Unterstützung aus Teilen der Zivilbevölkerung getragen 
wurden. 

Aus vietnamesisch-deutscher Perspektive sind ins- 
besondere die Morde an den ehemaligen Vertrags- 
arbeitern Nguyễn Văn Tú im April 1992 in Berlin-Marzahn  
und an Phan Văn Toàn im Januar 1997 in Fredersdorf 
(Brandenburg) zu benennen. Beide stehen exemplarisch  
für die tödlichen Folgen rassistischer Gewalt nach der 
Wiedervereinigung.
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein trauriger Höhepunkt rechtsextremistischer Gewalt 
war das Pogrom von Rostock-Lichtenhagen vom 22. bis 
26. August 1992: Ein aufgebrachter Mob aus Neonazis 
und Anwohner*innen belagerte tagelang das soge-
nannte „Sonnenblumenhaus“, in dem sich die Zentrale 
Aufnahmestelle für Asylbewerberinnen (ZAST) und ein 
Wohnheim vietnamesischer Vertragsarbeiter*innen be- 
fanden. Während des Angriffs zündeten die Täter*innen 
das Gebäude an – unter dem Beifall hunderter Schau- 
lustiger, ohne nennenswertes Einschreiten der Polizei. 
Diese zog sich in der kritischen Phase zeitweise zurück und 
überließ die vietnamesischen Bewohner*innen sich selbst.

In dieser extremen Situation organisierten sich viele  
Vietnames*innen eigenständig zur Verteidigung – ein Akt 
kollektiven Widerstands, der nicht selten biografisch  
und kulturell mit den Erfahrungen des Vietnamkriegs 
verknüpft wurde. Das Pogrom markierte für viele  
Überlebende ein erneutes Trauma, diesmal nicht durch 
koloniale oder kommunistische Gewalt, sondern durch 
die Erfahrung tief verwurzelten Rassismus im neuen, 
demokratischen Deutschland. 

Intersektionale und internatio-

nale Solidarität und Widerstand 

(1990er) 
 
Trotz des medialen Fokus auf vietnamesische Opfer  
wurde vielfach ausgeblendet, dass Rom*nja die ersten 
Ziele des Pogroms von Rostock-Lichtenhagen waren –  
ihre Erfahrungen wurden in der öffentlichen Aufarbeitung 
weitgehend verdrängt. Ebenso wenig bekannt ist die Rolle 
französischer Aktivist*innen, darunter Angehörige der 
Organisation „Söhne und Töchter der deportierten  
Juden Frankreichs“, die sich aus transnationaler  
Solidarität an der symbolischen Besetzung des Rostocker 
Rathauses beteiligten. Solche Akte intersektionaler und 
internationaler Solidarität belegen, dass sich Widerstand 
und Solidarität nicht auf einzelne ethnische oder nationale 
Gemeinschaften beschränkten, sondern eine breitere, 
postkoloniale und antifaschistische Allianz entstanden  
war – auch wenn diese in der hegemonialen Erinnerungs- 
kultur bis heute weitgehend marginalisiert ist.
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1990er Jahre

Geburtenanstieg unter viet-

namesischen Vertragsarbeiter* 

innen nach 1990:  

Eine zweite Generation  

(1990-1992) 
 
In den 1980er Jahren galt in der DDR eine restriktive  
Familienpolitik für ausländische Arbeitskräfte, insbesondere 
für Frauen: Schwangerschaften führten in vielen Fällen  
zur sofortigen Rückführung nach Vietnam oder zu  
erzwungenen Schwangerschaftsabbrüchen. Familien- 
gründung war de facto untersagt, was zu einem tief- 
greifenden Eingriff in die Reproduktionsrechte dieser  
migrantischen Bevölkerungsgruppe führte. Mit dem  
Zusammenbruch der DDR und der deutschen Wieder- 
vereinigung fielen diese Beschränkungen weg. Viele viet-
namesische Frauen und Paare, die zuvor unter restriktiven 
Bedingungen gelebt hatten, konnten nun Kinder bekom-
men. Dies führte zu einem plötzlichen demografischen 
Wandel: Anfang der 1990er Jahre kam es in Ostdeutsch-
land zu einem überdurchschnittlich hohen Anteil von 
Geburten innerhalb vietnamesischer Communities – ein 
sichtbarer Beginn der zweiten Generation vietnamesisch- 
deutscher Lebensrealitäten.

Die Kinder ehemaliger Vertragsarbeiter*innen wuchsen 
in einem gesellschaftlichen Klima auf, das durch den  
massiven Rechtsruck, rassistische Gewalt (z. B. Rostock- 
Lichtenhagen 1992) und soziale Unsicherheit geprägt war.  
 
Viele Familien lebten in prekären Verhältnissen, oft ohne 
sicheren Aufenthaltsstatus. Gleichzeitig begannen in der 
zweiten Generation erste Prozesse der kulturellen Aus-
handlung zwischen Herkunft und Ankunftsgesellschaft: 
Fragen der Zugehörigkeit, Sprache, Bildung und Identität 
wurden für diese Generation besonders virulent – häufig  
in Abgrenzung sowohl zur Herkunftskultur der Eltern als 
auch zur Mehrheitsgesellschaft. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Viele Kämpfe verliefen fragmentiert, individuell und  
juristisch, es gab jedoch auch kollektive Aktionen – etwa 
lokale und regionale Proteste, das Zurückgreifen auf 
Kirchenasyl oder öffentlichkeitswirksame Appelle aus 
den Communities. Ausdruck dieses zivilgesellschaftlichen 
Engagements sind auch Initiativen wie der Berliner Verein 
Reistrommel e.V. oder der Rostocker Verein Diên Hồng – 
Gemeinsam unter einem Dach e.V., die sich in den 1990er 
Jahren im Kontext der Bleiberechtskämpfe gründeten und 
bis heute in Bereichen wie Beratung, politische Bildung 
und Empowerment aktiv sind. 

Trotz anfänglicher politischer Ablehnung, insbesondere 
durch das Bundesinnenministerium, konnten über Jahre 
hinweg – auch dank internationalem Druck – schritt-
weise Duldungsregelungen, Arbeitsgenehmigungen  
und schließlich auch Aufenthaltstitel durchgesetzt 
werden. Der Kampf um das Bleiberecht war damit nicht  
nur ein rechtliches, sondern auch ein symbolisches  
Ringen um gesellschaftliche Anerkennung, Menschen-
würde und Teilhabe. 
 
 

Regelung des Aufenthalts-

status vietnamesischer  

Vertragsarbeiter*innen in  

Ostdeutschland:  

Institutionelle Anerkennung 

nach jahrelangem rechtlichem 

Schwebezustand (1997) 
 
1997 wurde unter dem Druck der Vereinten Nationen  
sowie infolge langjähriger zivilgesellschaftlicher und  
kommunaler Bleiberechtsinitiativen eine entscheidende 
aufenthaltsrechtliche Wende für zehntausende ehemalige 
vietnamesische Vertragsarbeiter*innen in Deutschland 
eingeleitet. Die Ständige Konferenz der Innenminister  
der Länder (IMK) beschloss im Juni 1997 – auch unter  
humanitärem und diplomatischem Druck der UN- 
Menschenrechtskommission – eine bundesweit einheitliche 
Bleiberechtsregelung für ehemalige Vertragsarbeiter*in-
nen, die bestimmte Kriterien erfüllten (u. a. mehrjähriger 
Aufenthalt, Straffreiheit, Sicherung des Lebensunterhalts).  
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Damit erhielten zehntausende Vietnames*innen erstmals 
einen legalen, langfristigen Aufenthaltstitel – eine  
faktische Anerkennung ihrer sozialen Realität nach fast 
einem Jahrzehnt prekären Lebens im wiedervereinten 
Deutschland. Dennoch blieben viele Ausschluss- 
mechanismen wirksam – insbesondere für Personen mit  
Unterbrechungen im Aufenthalt, fehlender Erwerbsbiografie 
oder unklarer Identitätsdokumentation. Die neue Regelung 
markierte somit keinen vollständigen Übergang zur  
Gleichberechtigung, sondern ein begrenztes Zugeständnis 
im Rahmen migrationspolitischer Pragmatik. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bleiberechtskämpfe vietname-

sischer Vertragsarbeiter*innen 

in den 1990er Jahren:  

Zwischen Entwertung, Unsicht-

barkeit und Selbstbehauptung 

(1990-1997) 
 
Nach der Wiedervereinigung Deutschlands 1990 verloren 
zehntausende ehemalige vietnamesische Vertrags- 
arbeiter*innen in Ostdeutschland schlagartig ihre  
rechtliche Grundlage für Aufenthalt und Beschäftigung.  
Die meisten von ihnen waren auf Basis bilateraler Ab- 
kommen zwischen der DDR und der Sozialistischen  
Republik Vietnam nach Deutschland gekommen –  
Verträge, die mit dem Zusammenbruch der DDR ihre 
Gültigkeit verloren.  
 
Dadurch entstand eine prekäre Situation: viele Menschen 
waren arbeitslos und formal „ausreisepflichtig“, obwohl  
sie oft bereits seit Jahren in Deutschland lebten.  
Von staatlicher Seite sollte ein zusätzlicher Anreiz zur  
Ausreise mit einer „Rückreiseprämie“ in Höhe von  
3000 D-Mark geschaffen werden.
 
In den frühen 1990er Jahren entwickelte sich daraus  
eine Phase intensiver Bleiberechtskämpfe, in denen  
vietnamesische Migrant*innen für dauerhaften Auf- 
enthalt, Arbeitsrechte und soziale Sicherheit eintraten –  
unterstützt von zivilgesellschaftlichen Gruppen, lokalen 
Bündnissen, kirchlichen Initiativen und teils auch lokalen 
Verwaltungen. Diese Auseinandersetzungen waren  
Ausdruck einer fundamentalen sozialen Realität:  
Die ehemaligen Vertragsarbeiter*innen waren trotz  
gegenteiliger Bemühungen durch die staatlichen  
Behörden während der DDR-Zeit längst de facto Teil  
der Gesellschaft geworden – als Eltern, Unternehmer*innen, 
Nachbar*innen. Gleichzeitig prägten Unsicherheit, institu-
tioneller Rassismus und ökonomische Ausbeutung weiterhin 
ihren Alltag.  
 
 






































